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0.1. UJIl'Wdtamvaltsehaft 
UAnw· 020001143 • 1996 -wurE 

~bd.~ __ ~ 

n.-a04~"1IIIfiIbMs1 

An den 
V~eust 
ZeH, Hmn Maat Pr. Uebe 

_ V~TUv~ 4.4.96 

AWG-NoveJle 1996; Entwud - StdIaag
_Iune der O.ö. U ... elalawaltscbaft 

Sehr geehrter Herr Dr. Uebe~ 

~ am 25. April 1996 
DVR.OO69264 

~: DipL-&g. Dr. WimaJa
TeWOa: 0732n'72D13450 
TeIefIIf; 0732fT72013459 

Wir bedmken UIl8 iUr die Einladung. zum vorliegenden Entwmf einer AWG-Nove1le 1996 
Stellung nehmen zu können. Daneben erlauben wir uns.. einige sonstige Anmedmngen und 
Verbe~ zu einzlnen Bestimmungen des AWG zu bringen, die über den 
vorliegenden Novel1i~twwf~. 

Zur AWQNayeJk .996: 

zu Z. J <Neufassuna de:i § 2 Abs. 5 - EjmtgfIM" ~ AhtlJlc); 

Die bisherige BestinnntWg des § 2 Abs. 5 hinsichtlich der Einstufung gefiihrlicher Abfälle ist 
oft unklar. ftir ein~ Vielzahl von AbfiDen nicht anwendbar (da ein Vergleich mit den 
HellI8lld~Fltoroerm·ssen:ßir Hausmüll nicb.tsiDnvoll dmcbfiihrbar ist - die Neu&ssung wird 
deshalb dem Grunde naeh begrüßt 

Die neue Textierung des § 2 Abs. 5 leimt sich im wesendicllen eag 3m Anhang m der 
Richtlinie übet getäbdiche AbfiIle (911689 EGB vom 21. Dezember 1991) an. A~ 
~ daBnach unseTem WissebSStaDd gemI8 Art. 1 Abs. 4 dieser Richtlinie zu erstellende 
Verzeichnis über gefiUtrliche Abfälle noch nicht existiert. 

DA UIDweltaa.~ ~ 28, A-4020 Linz. 
T~ 0732m20134S0. TeJdU; V13U112Oß4'59 
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Durcll die Neufassung des § 2 Abs. 5 ist in Hinknnft,zn ~ daß gefährliche und nicht 
gei1Ihdiche AbfiiIIe klarer unterscheidbar werden und einheittjche Kriterien fUr die Beurteilung / 
der Abfa1leigenschaft angewandt werden:. Die neue Besticnmuug ist daher aus Sicht der / 
O.Ö. Umwelmnwaltschaft zu begrüBen. 

Zu Z. 5 (AnfiI&Im& :voo § 4 Am. 3 - ßiugriffsnödicbkit der Q1Jcrbehörde in F§(sJ.ellqap
_beitk);. 

Bei BetrachtoDg aus sachlichen Aspeklea ist: die im neoen § 4 Abs. 3 normierte- Eingriff&-~ 
möglichkeit der'Oberbehörde in FemteHurtgsbescheide gemJ8 § 4 Abs. I zu begrüBen. 

. . - . 

In reehtJkher Hinsicht ascl1eint die neue &4imnaung:jedoch cinigenna8e0 problematisch: Die ' 
in den Erllutenmgen ange:tDhrte Möglicbkdt Edreonmissen der Höcbstgerichte Rechmmg ~ jA-vJ 
tragen zu k~ wird durch die Foormlienmg "erfolgte Ändenmgen der RecbtsJagel'l ~'24J ' 
keineswegs umgesetzt; HöchstgerichtsertenJltnis!e stellen nimlich keine Änderungen der 
Rechtslage dar. Weitafün stellt sich die Frage,. ob F~scheide auch I1'&IrwjrJsmd 
nach Erlassung der AWG-Nowlle 1996 abgeiDdert werden köDnen; die oenen 
Übergangsbestimmung des Art. vm Ak" 8' würden dies nahelegen. Rechtlich weniger 
problematisch erdiett eine FOI'IIlUlietuDgdes § 4 Abs. 3~ die eine Ablndenmgsrnög)ichkeit 
(besser: '. der Behörde :bzw. ObeJbehörde für den F aJ.I statuiert.. daß 
sillh die ma8gebJicheo zur Einstofong fItbreDdea Voraussett.ungen wesentlich geändert haben. 

._~ - _~ ___ 0 _______ _ 

Zu 'L...1!Neva § , AbU - YorIagept1iclrt 1ili I mJepbfaJJwirtscbaftsptJpe): 

Di ' - _..J.. • htlicb ~~h T'b... AWG -ert _a-'C }1.IrI'h t'!:;':i~ ese ~liIuiddrg Q:M.lnemt rec ' JU'~""" ~iI~ nonm 'munnC an Jldl;"UI$.l 

Stelle~ daß der Landeshauptmann ~läne zu erstellen habe. Die 
Kompeteuz über Landcsabfallwirtschaflsäne liegt an8erdem nicht beim LandesbauptmaDn 
(als ~ der JDitteIbaren .BuncJesverwalt sondern bei der Landesregierung. Eine 
bmJdesechdidIe Regduog.die in Landesmarerien eingreift. muß als kompetenzübersctend 
angesehen werden. Eine Vorlagepfticht des LandeshaupODannes :fi)r Landesabfallwirtschafts .. 
pIIoe ist dabet' aus uuserer Sicht als "OberscbieBeDde" Regelung des Bundes zn sehen, die noch 
dazu ins Leere gehen kann., wenn dcmdige l..andesabfaIIw1iine in den Abfaß~ 
wittschaftsgesetzen der Länder nicht V<tlgCSIChen sind.. 

Ungeachtet dessen wünIe es naüirlich im Hinblick auf die Erstellung des Bu.ndes-Abfall
wirtsebaftspIan sinnvoll. wenn Bundes-· und LandespJarmngen aufeinander abgestimmt 
sind. Ob dMu. gesetdidte Verpfficbtungen notwendig sind, wie jene des geplanten § 5 Abs. 4~ 
sei dahiDgesteHl NachdenJ. Landesabfallwirlschafispllne - sofeme ~ - ohnehin 
eatIpreehead publiziert oder lamdgenuwht werden, wird es dem BuIId wohl eine Schwierig
keiten machen. diese Informationen auch olme Vodageverpftichtuog zu erJaqgen. Im Sinne 
einer .Entbßrotratisi des AbfidlwiItsciulßsrecltes (bzw~ det Venne1daDg einer weiteren 
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Bürokratisiemng) wird daher der Entfall dieser Bestimmung angeregt. 

Zu Z, 11 !Neuer § 7 AM. 12 -Qualitttsanfordernngen an KompQste oder Erden); 

In fach1.icher Hinsicht wird ilie geplante Veron:immgser.mägung im Hinblick auf QUIilitiits
anfordenmge:n :für Komposte 00« Erdeo: aus AbflilJen sowie zu ihrer Kennzeiclmung, -/ 
Verpaclamg und Anwendung begrüßt. 

In rechtlicher" Hinsicht erschcinen vor allem die genannten AaweaduogsridtdiDieD im J 
Hinbtick auf die bertlbrten K.ompetem:tatbe des Düngemittetrecl1tes problematisch. Der 
Abfallgese1zgeber iSt sicherlich nicht befugt" anwendungsbezogene Bestimmungen in seine 
Verordnungen anfl:lmehmen. 

Thematisch betrachtet steht die Ennächtigung fi1r Kompoat- oder Erd~en im 
Rahmen des § 7, der VDD Maßnahmen zur AbfaDvmncidlWS: spricht, an der falschen Stelle. 
Qualitätskriterien:ßir.Komposte, ctc.,·haben mit Abfallvermeidung wohl nich1sm tun. Ein 
besserer Ort fiir eine demti.ge Verordnungsennächtigung wäre aus unserer Sicht im § 10 _ . 
(Altstoffvmvertnna m sehen. . ~f lJI",d ~.:.. U~.~~. l.,j~M) 

ZU Z. 14 (Anfii&ung eines § 15 Abs. 1 a - Avmme yon der Frlanbnispfficht); 

Diese Bestimmung ist aus Sicht der O.ö~. Omweltanwaltscltaft höchst kDtiscb zusehen: Sie 
"durchlöcherl"' nämtich das strikte Erlaubni.sregime des § 15 Abs.. I i. V.m. Abs. 4. indem auch 
an sich nicht befugte Ab&lIsammler oder -beb8ndler zur Behandlung ge&hrlicher Ab1ll1e als 
befugt angesehen werden können. Besonders kritisch stellt sich dabei der Passus. daß die 
AhfälIe beJ:e:i.ts tibemommen werden können,. wenn der Landeshauptmaon den Eingang der 
Meldtmgbeslätigt hat, also offensichd1ch noch vor einer Entscheidung des Landeshanptmatmes 
im. Hinblick mf das Absehen von der Erlaubn:ispt1ic. Defakto .kaDll damit .. jedenaunt .... 
wie ZeR. B-....., Betretner ve. Iaentatoffdepoale.a u.v..a., nlativ ellafHh ZIIIIl 

....... gefiIIutic.her Abane wenleo". . 

Im Zusammenhang mit dem ÜbemaIrmeproblem stellt sich auch die Frage, wie ein nicht zur 
BeIaandtung geßihdicher AbflIIle befugter Ab&nbehandler denn überlumpt solche gctlbrlichen 
Abfälle in der Folge behandeln kann, Wird doch davon anszagehen sein, daß er ftber .keim: 
&enehmigtep ApJMp zur Bebitlldltmeaeiabdicher AbfliJk verfUgt: .1&Ue u biugegen 
A-'ngeaZlll' ............. ~ ~ so istlfOhlanch .............. daII s.icb. der 
AbIaIIhehandIer auch. .... eiue eafspn:dIeudc ErlaDImi9pIIkbt gemU § 15 AbL 1 bcaIiIleP 
wird ..... fIc:miiIat hat. . 

Aas Siellt der O.iL U ..... ehaawalUehaft ist drfnIead _ End'aD der veqeseheue:n i 
Besti ..... 1& da-§ 1.5 Alls. t a Z8. empfeblaL 

46/SN-21/ME XX. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)4 von 9

www.parlament.gv.at



· 25/04 '96 15:05 .43 732 7720 3459 UMWELTANWALTSCH. --}EU2Z2~I~ll/~Ul Pg. U:J 

-4-

Zu Z. 17 (EinftJmmu- eines § 15 Abs. 5 a - Nicht der Gewerbeotdnnng unterlie,eentk öffentliche 
Sanmmlstellen); 

Der Verweis in Z. 6 auf die Femetznngsverordnung. BGBI.Nr. 91/1991 .. ist durch die J I 
~ Neufassungdes § 2 Ab&. j·problematisdl. Sinnvonerweise soUre aofVerordnun-
gell aufgrund des § 2 Ab&. 5 abgestimmt wenten. bfJ;,r ../ 
Zn Z. 6.6 (Nevejofli&nD& eiges § 29 Ab$. 5 a - ZlIsf.efbmg VOD ImInnp. bJmissrn der 
Bew.eisedDabme)· 

Auf die bebnnten Probleme mit "Massenverfabren" braucht hier nicht näher eingegangen zu 
werden. Es ist sicberlich gerechtfertigt, den AmtsautWand bei der Zustellung von Ladungen 
usw. ~ solange damit die Chancen der Parteien aufInfonnation über Verhandlungs
zeitpunkt tmd Ergebnisse der .BeweisaufiJahme nicht wesentlich eingesWänkt werden. Im. 
VeqteIdl·zu § 29 AlM. 4 (den Anschlag'" der GemcDde UDd JWrnntmaehaag in eiRer 
II'tIidm Zeihut&) flDtiua lleoeD § 29 AbL S a auf, daß 1Der die :ftlr .mtQrh Kgad........ _.i ••.• Zdtung JIHIIIieri 1rinL Da denrClle Zeitaagea. ". da. Partdea 
des Verillmat ia.·alerRegd kaum leIesaJ wenlea,empfiehlt ..... Sidtt derOJi. Um
weIfaDn~ 7JD1Üw1e1tz ......... eitlIe 6fItudidIe Bdwmtmac:lnlac- eiaerih1llellen 
Zdtpgg. 

Zu Z. 2S (EldUli des § 29 Ab$. 7 Z. 5 - MalJmhmen betreffend Störftlle): 

Aal SkMderO.4t UBlWeItmwaItsdIaft-erseheint ja kciBer Weise hegrüDdet, warum der 
Besdaeid, mit dClll die Behandlugsalllage geaebmigt: wird, keine MaBnaltmta betreff... . 
Stlrfille mehr ZII adIaaItea kaudlt. Zum -eineR ist Zll beriicksich~ daß bei nicht der i 
OewerbconIpJJDe lmtediegenden AWB'i die diesbezüglichen stöd'a11bezogenen Vorsduiften , 
nicht inGeltrmg stehen; zum anderes s1odstörfa.l1bezoge (störf8IIbegrenzde bzw. / 
venneideade) Aldlagm bei .vielen Typen abfiiIlWir1schaftlicher Anlagen in fachlicher Hinsicht! 
e.wentieß im HinbIict anf die GewährIeistaog der atfentIichen InteresseD des § 1 Abs. 3 .. 

Zu z. ~9 (,Anfi&una #In § 22 Abs· 16 - Yerweis-iRR § 160 OewO): 
~ 

Die narmierte Anwendung des § 360 GewO auch auf Anjagen, die nicht gewerblich im Sinne 
des § 1 Geweroeordnung betrieben wetden,. bringt infolge der zahJreicl1m VeJWeise in § 360 
GewO auf ~ Bestimnmngender OeweriJeordnlJPg zah1relche Probleme mit sicb,. da 
hinsichtlich dieser ao.dcren gewerberecbdichen Bestimmungen in keiner Weise klar steht, ob 
sie rum im gegenstiDdticben Fall für eine AbtBDbeIumdfungsanJa nieht gewerblicher Art 
anzuwenden sind oder nicht. Der -Gesettgeber' sollte aus unserer Sicht besonders vorsichtig 
sein, wenn er "simJgemä8e" Anwendungen anderer Gesetzesbestinm. in einzelnen 
V~ -nmmiert, da sich daran vielfad1 ethebtiche VoIlzu,AmJbleme 
kniipfen. 
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Voa besollderer lJedeutmIg ist. dd bei lIidIt te"ftrldidl betrie .... AnIageB die 
1Jeea&-.... da§''74"« GewO bei der Erteil_ der GfwItmiavur Cf 29 A.h.l1 keine 
Adwmdaug fiadeR, oadIbtgIidt aber im Wege der A.ltwetld ...... § 360 ..... wold: Hin' 
ist weid. ~ uad Vellzuppi'8bleanl. Tiir muI Tel' geiffaet. 

Da PreIJIeIa wift.. tlll51111.Sreft)" Sieht relativ eialada dadtu'dlza ~ da8 ...... JlkW 
gewatJlldl ~ ADbgnI IR §l? AIJs.. Z eüie dies~ ABwend ... der 
_teriellla Fn&e kM--tden ~ .. n_ ..... nel1lliert wll. (L ... ~ '. 

Zu Z 30 (Neufunpgljenma des §].9 Alm '1& -V~cbtj&1ma): 

Zum letzteu Satz (Altan1agenklawi)'wird angemerkt. daß damit der Zersplitrenmg des "/ 
UmweItndBes aufv.endDedeuste Materiea.weiterhin VOISChub geleistet winl Daohnebin in 
diesec J3estjngrllmg tädspn::ebende EinvemehmensverdICuDgen normiert si.n4.~llte überlegt W\?G-, 
wmlen. die Beifiigung "soweit in Btm~ nichts anderes bestimmt ist" entfallen zu ) 
Jassm. Dies würde.auch mehr Recht:ssicherheit im. Hinblick auf den neuen § 29 Abs. 19 mit 
sich bringen.. 

Zn z. 32 <Negc:jn6jbmna eines § 29 a - <ieacbnrigm)g für mobile AbfiJUbehandhm&vn;taaen): 

Die ~ ·eiaa GawJn~ fIr lIIDbiIe Anlageu ist ... SidIt der 

o.iI.~-""'_"""""'da""~ 
WZul •• ".~" ... Basis' .... § 15 in rechtlldl«., r.ctdkller ud ......,.....er SIdIt "dI8tp ........ dsdJwar. 

Zmn neum § 29 a aber folgende .Anmer1mngcaa: 

• Es ist Imkfar, was. wtter dem Tatbestaudeiner "EntelaCag" einer mobilen Abfa1Ibehand
lun~ zu verstehen ist: Ist dies -bereits die Fertigong derartiger AnJagen, die 
AufsreUung an· einem bestimmten Ort. oder doch die Inbetriebnahme? Mit aadenn 
Wortea: "ErrldthmJ'" BIld "mebiI" 'sW aas IlllSeftr ~Idlt aidat fa eiua. siDnvol1ea 
Zua:annt ....... briJagaL 

• Die @,aw,ltatm '"vonussicbdich AtdStellllllgSOrte". an die siQh eine Beteiligteustdhmg der 
Grundstücbeigen bzw. Eigentfaner der unmittelbar angrenzenden Gnmdstüc~ im. 
0eneJa~ kllDpft, ist fllr mobile AnJagen besonders problematisch. da § 29 a 
in keiner Weisem Normierungen .~ demrtige mobile AnJawm etwa nur auf den 
"'voraussichtlichen AufsleIJungsortenIt in Betrieb setzen zu dürfen. 

• Die Diffc:rerm::n zwischen § 29 Am 2 hinsichdich der Antragsun~ fiir "llOl'lDdle" Ab.
f8IIhebandlnngsanlage:p und dem neuen § 29 a Abs. 2 erscheinen sachlich nicht begründet. 
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1Jher dealUllUitte1bareu GeI .... sbeidc. des aeaeD § 29' a biaus sei 811 die8er Stelle 
~ daß die~"""'~. fiir gef'iln'&he AbtIJIe 
oder AItIIe iiaRDsiv audI J1VP..mdddac F.,... teriiJart. Gemäß Z. 9 des Anhanges 1 der 
EG-UVP~htlinje (S51337JEWG vom 27. Juni 1985) sind nämlich .. AbfaIlbeseitigongs-. 
at1lagen" zur VerbremuJIIg und zar chemischen BehandluDg von giftigem und geßihrlichem 
AbfaJl lJ\TP.pßicJIdI. Gleichtälls uoterscheiden audl die Genehmigungstatbestlnd des 
Anbaug 1 tNP..fi f7.. 1 - An1ap ZUJ"fhennischen BefumdJung von gefiibrticllen AbfliDen; Z. 2 
• Anlagen zur srofttichen Verwertung oder ,~ Bebandhmg von AbtJ.Ilen oder Altölen 
mit einer Kapazität ~OD mindestens, 20.00C) t pro Jahr; in weiterelJl Zusammenhang auch 
ADI8F11 ~, Z. 4 - vor allem 1hcnnische" BeIIandltmg von nicht gefährlichen Abfällen mit 
einer Kapazitit von mindestens 20.000' t pro Jahr) nicht »aM der Mobilität eiu« 
BelymdJunaanlaF, Ffk fleIe der :naeIJ..§ 29 • ZII ~ _.ne. AbfaIIbehand.-
............ tiirgefihrlldae A"'''''' dder eiae UVP-PJIidIt ............. seiD. 

Somtige A __ ",nc'SS 

Der vorliegende Entwurf einer AWG-Novelle 1996 witd von UDS zum Anlaß genommen.. auf 
weitere.. durch diese Novelle nicb:t gelöste, Probleme im ZUS8JlIIJlCDbang mit dem AWG 
einzugeheo. In folgenden Bereichen erScIlimeIl uns Klarstellungen oder ÄDderlm@en angc-
~: ' 

1. ZU ~ 2 Abs. 2 Z. 3: KJarsteIlung. was UDier dem Begriff ttanf eine zulässige Weise 
verwendet oder~ zu verstehen iSt. 

2. Zn § 3..Abs. 3 Z. 1; In dieser Bestilllltmng ist tN:ge~ daß das Abfallwirtschaftsgesetz 
nicht fiir StoIfe. die aufgtundeiBer W8SgelteChttichen Bewilligung in Gewässer eingebracht 
werden. gilt. W'te sich aus einer vertieftea' Analyse dieser Bes1iunnung zei~ eignet sich § 3 
Abs. 3 Z. 1 AWG kaum. fiir cine effizierite AbgreDmDgzwischen "Abfallbehandhmg&
anJagenwllIId "_.Die fehleaden AbgrenmngsItrit könnted 
damfü.breo,. daß Abwasserbehandl~ 'entweder zur Gänze oder zumindest zu 
Teilen dem. Bewilligungsregime des AWGUDtediegen können. § 3 Abs. 3 Z. 1 sollte daher 
dringend angepa8t wenIen und kömtte etwa wie folgtlautm.: "1. Stoffe die ~ einer 
W'8SSe11'C'dltf Bewilliguug in Gewisser oder bewilligte Kanatisationsanlageo eiogen 
bracht 'M%CIen. iD1dusive den !Ur die ~ erforderIicheDAnlagen". Innerhalb 
§ :3 Aha. 3 Z. 1 mö8te auch klargestdlt~ ob die häutig bei (kmnmlotalen KJar
anlaßen) in verfahreDsteebnischem V ttbund mitenicbteten und betriebenen Kllt'schlamrn
behaodlun,gmnlagen vom Geltnngsbereich des AWG ausgenommen sind oder nicht., bzw. 
wo die Sclmi.ttstelle zwischen (nicht dem AWG unterlieg::ndm) Abwasserbe:ltand
hmgsanlagen und (dem AWG unterliegenden) Abt8ßbehandhmgssmlagen Iic:gt. 

3. Zu § 9 Abs~ 2;' -Das -Genehm1gungsverfabren gemäß §. 9 sieht eine Bewilligung mr 
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ab.fiIIJerz.eug AnJagen vor. Derartige AnJagen müssen nicht unbedingt den in § 9 Abi. 1 
oder 3 gen8JJDten Rechtswrscbrifte unterliegen. sodaß u.U. auch eine eigenstllutige 
.Bewi1Iiguog im Sinne von § 2 Abs. 2 notwendig wird (4oB. typischerweise:fbr Icotnmnnale 
Kllnmlagen). § .9 Abs. 2 sollte hi\1sicbilich der Genehmigungsva:raussetzuogen desbalb 
durch eine in Bezugnahme mf die öffentlichen Interessen des § 1 Abs.. 3 (sinngemiBe 
Anwenduag als G' ) ergiDzt werden. 

4. Zu § 29 Ab$. 2: Das konzeDtrierte Genebmiguo~ des § 29 Abs. 2 hat bei einigen 
Anlageotypen. den wesendichen NaChteil bzw. Fehler,. daß naehbaIschafts... oder umwelt
bezogene ~ nicht zur AnwtmdImg gelangen köDneD- Bei .............. 
~ ........ ist nimlich gemäß § 29 Abs. 2 1:.8. die Gewerbeonhnmg nicht 
am;uweuden. Dies fiiIIrt a.a ...... Eqehis. ....... § Z9 Ak S··,Z,. 6.zwar 
Nadtbanl. im.SiaDe.der GewO ParteiIteIhmg aIaBgeII, sicIlaber aal bJDe ...... 
~ Ikdttsda ........... da' Ge9rO benIfaIlrbJaeJL Will man diesea - aus 
'UIISeRr Sicht essentiellen .. Mangel beseitigen, :fragt si~ ob das Jronzentt.ierre 6eaeftmi.. 
googsvafahreu.nadl §. 29 Abs. 2 AWG in der det:a:itigen Fonn überhaupt aWiecld: abaIten 
'Wa'dett kamt.. MogJich mchiene als am weratggm in die derzeitige Koozeption~de 
AltemIIai\Ie die EiDfübnmg eigeusttodip GeneJunj~ wie dies 
vergleichsweise mit § 17 UVP-G ~dJ ist. die eine Art Anffimgfun'ktion ausöbc:n 
kOanten.. ' 

Eheoso ist die sich aus § 29 Abs. 2 ergebenden Frage, wie zwischen formalrechtlicher und 
materialredd:licher Anwendung der·OOrt .genannten Gesetze·zu. unterscheiden ist, von 
BedeuauDg. UD$O'Ct' ADsicht nach soIke das AWGim. .Rafuoen des § 29 einen eigenen 
Ynfahrm:sn:dJtJWhm .Jej beJrommea_soIlten die im § 29 Abs. 2 geomntm Rechts
vorschriften m.1I :inhaltlich anzuwenden iieDt. 

Im spezießen ist aus 'IIl1Seref SWht m § 2S llOdt festmbaItIm. (auch zum Novellierungstext}. daß 
der Temrinus "wesentliche Änderung_ im. § 29 Abs.t zu unbestimmt erscheint und möglichst 
geaau definiert wenfen sollte. Als ~ Andenmg könnte z.B. die Möglichkeit der 
BeeinttlChtigmag der Sdadtinteressen des § 1 :Abs. 3 infolge der Änderung angesehen werden. 

Zu An~Jiste des § 29 Abs. 1 istzu bemerfrea,; daß eine .Bewilligtmppfficht fiir 4nlagen zur 
1henniscben Verweramg odeE sonstigeR Bebandlung vtm. geflihrlichen AbfiDen in Anatogie zn 
§ 29 Ak 1 z. 3 nicht existiert, somit 'der7.eit Anlagen' znr thermischen Veaweatuog oder 
soostigen Behandhmg von getihrlichen Abtlllen ~ Art· im GegeosaIz zn 
vergleichbaren AnJagen flir nicht gefihrliche Abfälle oMtt dem § 29 AWG nnt«Jiq:m 
UngeacIUet UVP~rechtticher BewiUiguogsptlichten erscheint diese .typeDDUlßige Unter~ 
dreiduug &cbIich nieht gerech.t&rtißt. 
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zusammenfassend entbä1t der vorliegende Entwurf einer AWQ..Novelle 1996 in vielem 
notwendige (Anpassung an EU-Recht) bzw. zweckmäßige VOJSChläge. Eine Reihe der vorge~ 
sehenert neum Bestimmungen schaffi; abetvoraussehbar erhebliche k.:>mpetenzrechtliche oder 
VoIIzngsproble:me. Weiterhin werden eiaige 1tSchwä.chen" des bisherigen AWG nicht saniert.. 

Aus Sichtdet O.Ö. Umwelmnwa.ltschaftemptieb1t sich daher eine um:fitssende und detaillierte 
Diskussiou der von UDS angesprochenen Problembeteiche; gegeu eIae Erbuuag der g ...... 
Mlnd6ebea NoveDe Öl der v.rUegeaden FOnD werdeu in Teilbereichen erhebliche 
BedenIra geIteJuI gemadtt. 

DerO. 

(Dipl.- . nnmer) 
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